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wesensfremde Variante hinzugefügt: Zeuginnen 
gehören zwar zu den Beweismitteln, dürfen jedoch 
nicht zum Objekt des Verfahrens gemacht werden. 
Diese Gefahr besteht aber, falls im Verfahren, gleich 
in welchem Stadium, ein Dritter/eine Dritte zwi­
schengeschaltet wird. 

Die betroffenen Frauen und Mädchen haben 
nicht nur die Pflicht sondern auch das Recht, den­
jenigen das an ihnen begangene Unrecht in seiner 
ganzen Konsequenz mitteilen zu können, die letzt­
lich über die Tat zu urteilen haben. Sie dürfen nicht 
in eine Statistinnenrolle gedrängt werden, indem 
ihnen suggeriert wird, die Möglichkeit, sie könnten 
die Unwahrheit sagen, sei bei ihnen besonders groß. 

Eine ähnliche, jedoch nicht so weitgehende Rege­
lung enthalten die RiStBV in den Ziffern 19 und 22 
bezogen auf Kinder. Grund hierfür dürfte wohl 
kaum die Annahme sein, daß Kinder besonders häu­
fig aus Rachsucht oder sonstigen gegen den Täter 
gerichteten Motiven die Unwahrheit sagen, sondern 
vielmehr die altersbedingte Besonderheit, daß es 
Kindern (noch) nicht immer gelingt, Phantasie und 
Wirklichkeit zu unterscheiden. Ferner ist bekannt, 
daß bei Kindern die sog. Verdrängungsmechanismen 
schneller und gründlicher funktionieren als bei Er­
wachsenen. 

Anerkennungswürdige Gründe, die Behandlung 
von Kinder-Zeugen und Frauen, welche Opfer einer 
Sexualstraftat geworden sind, anzugleichen, vermö­
gen wir nicht zu erkennen. Vielmehr befürchten wir, 
daß die frühzeitige oder gar obligatorische Zwischen­
schaltung eines „Glaubwürdigkeitsgutachters" zu 
einer Verkürzung des Beweismittels führen wird und 
den Opfer-Zeuginnen, die nicht nur verpflichtet 
sind, wahrheitsgemäß auszusagen, sondern auch das 
Recht haben, zur Wahrheitsfindung selbst beizutra­
gen, eben dieses Recht beschränkt wird. Die Erfah­
rung aus Verfahren, in deren Rahmen Opfer-Zeu­
ginnen als Nebenklägerinnen aufgetreten sind, haben 
gezeigt, daß gerade ihre aktive Beteiligung und 

Katharina Engel 

STREIT 2/84 

Wahrnehmung ihrer Rechte dazu beigetragen haben, 
die psychischen Schädigungen, welche sie als Folge 
der Tat erlitten haben, zu mildern. 

Nicht ohne Grund ist die Möglichkeit der Unter­
suchung anderer Personen als der des Täters ohne 
deren ausdrückliche Einwilligung gern. § 81 c StPO 
eng begrenzt. Der verfassungsrechtlich gesicherte 
Persönlichkeitsschutz läßt eine Erweiterung der 
RiStBV im Sinn des Antragsentwurfes der SPD aus 
den genannten Gründen und auch im Hinblick auf 
die Gefahr des Datenmißbrauches nicht zu. Darüber­
hinaus verkennen wir nicht die Gefahr, daß die Auf­
gabe wichtiger strafprozessualer Grundsätze aus An­
laß einer spezifischen Problematik leicht zu einer 
generell repressiven Handhabung der StPO führen 
kann, ein Ergebnis, welches von uns durchaus nicht 
gewünscht wird. 

Erstrebenswert wäre allenfalls eine Regelung, die 
vorsieht, daß den betroffenen Frauen das Recht ein­
geräumt wird, für die erste nach der Tat erforder­
liche ärztliche Untersuchung eine Gynäkologin/ 
einen Gynäkologen ihrer Wahl zu benennen und auf­
zusuchen und sowohl im Ermittlungsverfahren als 
auch im anschließenden Hauptverfahren die Hinzu­
ziehung einer psychologischen Sachverständigen/ 
eines psychologischen Sachverständigen zu beantra­
gen und solche zu benennen. Hieraus sollte aller­
dings die Verpflichtung folgen, diesem Antrag auch 
stattzugeben. Die Hinweis- und Belehrungspflichten 
müßten entsprechend gestaltet werden. 

Insgesamt wird eine Verbesserung des Schutzes 
der Opfer von Sexualstraftaten auch durch Gesetzes­
änderungen von uns begrüßt, wir erachten es jedoch 
als ebenso wichtig, durch verstärkte öffentliche Aus­
einandersetzung aller betroffenen Institutionen dar­
auf hinzuwirken, daß die bestehenden gesetzlichen 
Möglichkeiten, die durch sexuell motivierte Straf­
taten geschädigten Frauen zu schützen, erkannt und 
wahrgenommen werden. 

Warum eine Reform des§§ 177, 178 StGB und der dazu gehörenden 
Vorschriften der StPO? 

Nachdem von der SPD und den Grünen im Bun­
destag ein Gesetzesentwurf eingebracht worden ist 
mit dem Schwerpunkt, daß auch die Vergewaltigung 
in der Ehe strafbar werden soll, halte ich es für drin­
gend erforderlich, einmal unsere Forderungen, die 
wir aufgrund unserer vierjährigen Erfahrung als Mit­
arbeiterinnen des „Notrufs und Beratung für verge­
waltigte Frauen" gesammelt haben, darzulegen. 

Der Notruf wurde 2 1/2 Jahre lang als For­
schungsprojekt „ Vergewaltigung als soziales Pro­
blem" vom Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit finanziert, mit zwei vollen und 
einer halben Stelle. Dies ermöglichte eine umfassen-

de Betreuung der betroffenen Frauen, wie z.B. Be­
gleitung zu Behörden, zum Arzt, Durchführung von 
Selbsterfahrungsgruppen, aber auch regelmäßige 
Prozeßbeobachtungen, nicht nur bei den Prozessen 
der von uns betreuten Frauen. 

Unsere Reformvorschläge bezüglich der § § 177, 
178 StGB und der Strafprozeßnormen, die bei den 
Vergewaltigungsprozessen Anwendung finden, sind, 
vermutlich gerade wegen der jahrelangen prakti­
schen Arbeit, umfassender als die bisher vorgelegten. 

In dem Abschlußbericht unseres Forschungspro­
jektes haben wir unsere Erfahrungen mit vergewal­
tigten Frauen und ihren Problemen dargelegt und 
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die unserer Ansicht nach notwendigen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Situation vergewaltigter 
Frauen beschrieben 1 . 

Unsere juristischen Forderungen zielen auf eine 
Reform des Strafrechts und der Strafprozeßord­
nung, da nach unseren Beobachtungen die herrschen­
de Rechtsprechung und die ihr zugrunde liegenden 
Gesetze das sexuelle Selbstbestimmungsrecht von 
Frauen nur unzureichend schützen. Darüber hinaus 
gibt es nach unserer Ansicht auch in der Strafpro­
zeßordnung Mängel, die eine ausreichende Interes­
senvertretung der vergewaltigten Frau nicht gewähr­
leisten. Die Probleme liegen sowohl im strafdogma­
tischen Bereich als auch in der Art und Weise der 
Prozeßführung und des gesamten Prozeßablaufs. 

In der Strafrechtsdogmatik finden sich vielfältige 
Rechtfertigungs- und Neutralisationstechniken von 
sexueller Gewalt gegen Frauen, die für die Bewer­
tung tatsächlicher Vorgänge von entscheidender Be­
deutung sind. Die Strafrechtsnormen lassen Inter­
pretationen zu, die auf traditionelle Vorstellungen 
männlicher Verfügung und Macht gegenüber Frauen 
zurückgreifen. 

Im folgenden stellen wir unsere Forderungen dar, 
indem wir zunächst auf die Strafgesetze und dann 
auf die Strafprozeßordnung eingehen. 

Die Tatbestandsmerkmale des § 177 StGB 
Vergewaltigung und sexuelle Nötigung sind im 

Strafgesetzbuch unter die Rubrik „Straftaten gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung" eingeordnet. Nach 
unserer Meinung lassen schon die Formulierungen 
der§§ 177, 178 StGB erkennen, daß beide Para­
graphen das sexuelle Selbstbestimmungsrecht der 
Frauen nur partiell schützen. Das wird an folgenden 
drei Punkten deutlich: 
1. § 177 StGB stellt nur den erzwungenen außer­

ehelichen Geschlechtsverkehr unter Strafe. 
2. Mit Absatz 2 des Paragraphen 177 StGB wird der 

minder schwere Fall von Vergewaltigung einge­
führt. Der minder schwere Fall bringt zum Aus­
druck, daß das Rechtsgut „sexuelle Selbstbestim­
mung" nicht definiert ist als das uneingeschränk­
te Recht jeder Frau, zu jedem Zeitpunkt zu ent­
scheiden, ob sie sexuelle Beziehungen zu einem 
Mann wünscht oder nicht. 

3. Lediglich der erzwungene außereheliche Vagina/­
verkehr gilt als Vergewaltigung. Der erzwungene 
Oral- oder Analverkehr werden als sexuelle Nöti­
gung in § 178 StGB erfaßt, wobei der Strafrah­
men für sexuelle Nötigung geringer ist als bei Ver­
gewaltigung. 

ZU J. 
Die Rechtsprechung schließt Ehefrauen aus der 

Gruppe der juristisch zu schützenden Personen aus. 

l Vergewaltigung als soziales Problem, Abschlußbericht 
des Notrufs für vergewaltigte Frauen, Mainz, erschienen 
in der Schriftenreihe des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit, Band 141, Bonn 1984 
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Vergewaltigung in der Ehe kann juristisch nur als 
Nötigung, eventuell als Körperverletzung oder als 
ein ähnliches Delikt sanktioniert werden. Die Negie­
rung von ehelicher Vergewaltigung steht in Ober­
einklang mit der Konzeption patriarchalischer Ehe­
strukturen, wonach die Ehe als Institution vor allem 
durch einseitige Besitz- und Verfügungsrechte des 
Mannes gekennzeichnet ist. 

Das neue Ehe- und Familienrecht rückt von der 
Tradition solcher Vorstellungen ab. Die Verpflich­
tung der Ehepartner zur Lebensgemeinschaft be­
inhaltet keine vom Mann bestimmbare und durch­
setzbare Pflicht der Frau zum Geschlechtsverkehr. 
Der Ehemann kann sich also nicht auf ein Recht 
berufen, wenn er seine Frau mit Gewalt oder Dro­
hung zum Geschlechtsverkehr oder zu anderen se­
xuellen Handlungen zwingt. D.h., die Straffreiheit 
von Vergewaltigung in der Ehe läßt sich rechts­
dogrmatisch nicht länger rechtfertigen. 

Wir fordern daher, daß auch Vergewaltigung in 
der Ehe als Straftatbestand formuliert wird. Bei der 
von uns angestrebten Neuformulierung des § 177 
StGB ist demnach das Tatbestandsmerkmal „außer­
ehelich" zu streichen. 

Unabhängig von den häufig angestellten Überle­
gungen dazu, ob Ehefrauen überhaupt Anzeige ge­
gen ihre Männer erstatten, halten wir den strafrecht­
lichen Schutz der Ehefrau vor Vergewaltigung durch 
den eigenen Mann im Hinblick auf eine generelle 
Veränderung der Sexualmoral für nötig. Dem Schutz 
der Frau vor sexueller Gewalt in der Ehe kommt po­
litisch-aufklärerische Bedeutung zu, denn solange 
die öffentliche Moral am Bild der Frau festhält, das 
durch Unterordnung unter den Mann gekennzeich­
net ist, wobei wir davon ausgehen, daß die Familien­
rolle der Frau für das öffentliche Bewußtsein nach 
wie vor die maßgebliche ist, wird es kaum möglich 
sein, das öffentliche Bewußtsein über Rechte von 
Frauen zu ändern 2

. 

zu 2. 
Inhaltlich in engem ZusammeQhang mit dem 

Ausschluß der Ehefrauen aus der Gruppe juristisch 
zu schützender Personen ist die Konstruktion des 
„minder schweren Falls" von Vergewaltigung und 
sexueller Nötigung zu sehen. 

Die Gründe, die das Strafmaß senken, werden in 
erster Linie im Verhalten der Frau und in der Art 
der Beziehung zwischen Vergewaltiger und Opfer 
gesehen. So wird ein minder schwerer Fall dann an­
genommen, wenn „der Täter bereits sexuelle Bezie­
hungen zu der Frau hatte oder echte Liebesbezie­
hungen anstrebt; wenn die Frau dem Täter durch ihr 
Verhalten Hoffnung auf freiwillige Hingabe gemacht 
hat; möglicherweise auch, aber keineswegs stets, 
wenn die Frau eine Dirne ist." 3 Einern anderen 

2 Damit wollen wir nicht den Eindruck erwecken, als lie­
ßen sich arbeitsteilige Machtstrukturen zwischen den 
Geschlechtern allein durch Aufklärung verändern. 

3 Dreher, Tröndle, Strafgesetzbuch und ebengcsetze, 
München 1978 
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1. Mai 1898, Schmuckbeilage zum„ Vorwärts" 

Kommentar zufolge wird der minder schwere Fall 
dann angenommen, wenn „das Opfer dem Täter 
Anlaß zur Tat gegeben hat" 4 . 

Die Kommentare sind in mehrfacher Hinsicht 
aufschlußreich. Zum einen lassen sie erkennen, daß 
die Verfasser Beziehungen zwischen Männern und 
Frauen in Analogie zu Warenbeziehungen sehen. 
Frauen sind danach Besitz von Männern; sei es 
durch Ehe/Beziehung oder durch Geld. Wenn der 
ehemalige Besitzer einer Ware sich diese mit Gewalt 
aneignet, dann ist das folglich ein geringerer Ver­
stoß, als wenn er sich eine fremde Ware aneignet. 
Nur so läßt sich erklären, warum die Vergewaltigung 
der Ehefrau straffrei bleibt und die Vergewaltigung 
der ehemaligen Frau/Freundin oder einer Prostitu­
ierten potentiell zu einer geringeren Strafe führt als 
die Vergewaltigung einer fremden Frau. 

Dies wirft zudem ein Schlaglicht auf das vorherr­
schende öffentliche Verständnis von Vergewalti­
gung. Unter Vergewaltigung wird zunächst der 
überfallartige Angriff eines Mannes auf eine ihm 
fremde Frau verstanden. 

Weiter ist hier anzumerken, daß es den Kommen­
taren zufolge Bedingungen gibt, die eine Vergewalti­
gung weniger gravierend erscheinen lassen. Das gilt 
für alle die Situationen, für die sich das Erklärungs­
moment der Provokation anbietet. Der Frau wird 
die Initiative, die Auslösefunktion und die Verant­
wortung für das Verhalten des Vergewaltigers zuge­
schrieben. Sein Verhalten wird unter Bezug auf die 
Triebtheorie erklärt, wonach männliche Triebe die 
eigene Kontrolle über das Sozialverhalten außer 
Kraft setzen können. Einerseits wird Vergewaltigung 
damit als Sexualdelikt klassifiziert; andererseits wird 
von der Frau erwartet, daß sie ihr Verhalten ent­
sprechend ausrichtet. Dem Vergewaltiger wird zu­
gestanden, daß er die Situation verkennen durfte, 
womit nachträglich die Tat gerechtfertigt wird. Der 
Mann kann durchaus mit Verständnis für sein Ver­
halten rechnen. Die Frau dagegen muß sich vorhal­
ten lassen, daß sie die „Gefahren der Situation" 
unterschätzt hat. Für das Verhalten der Frau werden 

4 Friedrich C. Schröder, Das neue Sexualstrafrecht, Karls• 
ruhe 1975 
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rigide Restriktionen als normal vorausgesetzt. Da­
nach sollte eine Frau mit einem Mann keinen Kaffee 
trinken, nicht im Auto fahren, sich nicht nach Hau­
se begleiten lassen usw. 5 

Der minder schwere Fall ist unserer Meinung 
nach eine Art Einfallstor legitimierter männlicher 
Verfügungsmacht über Frauen. Er macht zudem die 
Symbiose von männlichem Alltagsbewußtsein und 
juristischen Normen exemplarisch deutlich. 

In der Praxis hat das zur Folge, daß vergewaltigte 
Frauen in einem Verfahren belastenden und diskri­
minierenden Fragen ausgesetzt sein können. Umfang 
und Ausmaß der Fragen sind weitgehend abhängig 
vom gesellschaftlichen Verständnis der Richter, 
Staatsanwälte und von den Strategien und Taktiken 
der Verteidigung. Die Konstruktion des minder 
schweren Falls ist nicht nur Grundlage für die 
Rechtfertigung männlichen Verhaltens, sondern 
auch die Grundlage für latente bis ausgeprägte 
Schuldzuweisung der vergewaltigten Frau. 

Wir haben zudem die Erfahrung gemacht, daß 
Gerichte zuerst - entgegen der Gesetzessystematik 
- prüfen, ob ein minder schwerer Fall vorliegt. D.h. 
nachdem das Vorliegen einer Vergewaltigung oder 
sexuellen Nötigung bejaht worden ist, wird zunächst 
geprüft, ob ein minder schwerer Fall vorliegt. Erst 
wenn das verneint wird, kommt das Gericht zu dem 
eigentlich für Vergewaltigung oder sexuelle Nöti­
gung vorgesehenen Strafrahmen. Dies erklärt z.T. 
die geringen Strafen bei Vergewaltigung, obwohl der 
Strafrahmen eigentlich recht hoch ist 6 . 

Da unserer Meinung nach in allen Fällen, in de­
nen ein minder schwerer Fall angenommen wird, 
auch das Selbstbestimmungsrecht der Frau zu schüt­
zen ist und diesem Schutz aufgrund unserer Ausfüh­
rungen keine verminderte Bedeutung zukommt, 
fordern wir, den minder schweren Fall zu streichen. 

Um zu verhindern, daß weiterhin zunächst die 
,,klassische Vergewaltigung" sanktioniert wird, soll­
te eine einheitliche juristische Bewertung sexueller 
Gewalt erfolgen. Die ersatzlose Streichung des min­
der schweren Falls ist auch angezeigt, um der ge­
schilderten Praxis der Gerichte entgegenzuwirken. 

zu 3. 
Die Rechtsprechung sieht nur den gewaltsamen 

Vaginalverkehr als Vergewaltigung an. Der erzwun­
gene Oral- und Analverkehr werden als sexuelle 
Nötigung bestraft. 

Auch hier sind Ehefrauen vom Schutz ausgenom­
men; auch hier gibt es die Konstruktion des minder 
schweren Falls. 

Diese Differenzierung ist unserer Meinung nach 
überflüssig, wenn tatsächlich das sexuelle Selbstbe­
stimmungsrecht von Frauen geschützt werden soll, 
denn es ist in allen drei Fällen gleich schwer verletzt. 

5 Diesen Ratschlägen läßt sich zynisch nur noch die For­
derung nach einem Ghetto für Männer gegenüberstellen. 

6 So liegt die Durchschnittsstrafe bei Vergewaltigung, die 
aufgrund einer Aktenanalyse im Bereich Saarbrücken er­
mittelt wurde, bei 29,8 Monaten. Vgl. Kurt Weis, Die 
Vergewaltigung und ihre Opfer, Stuttgart 1982 
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Betroffene Frauen betonen immer wieder, daß sie 
die Unterdrückung, Erniedrigung und Verletzung 
ihrer Person als gleich schwer empfinden. 

Kritikerinnen der Rechtsprechung haben die Dif­
ferenzierung damit erklärt, daß der Schutz vor allem 
der geordneten Fortpflanzungskapazität der Bevöl­
kerung dient, da die Frau nur durch einen Vaginal­
verkehr schwanger werden kann 7 . 

Da wir am Anspruch des Schutzes auf sexuelle 
Selbstbestimmung für Frauen festhalten, fordern 
wir, auch den gewaltsamen Oral- und Analverkehr 
als Vergewaltigung zu definieren. Bei der Neufor­
mulierung des § 178 StGB sind darunter alle Fälle 
von sexueller Nötigung zu fassen, ausgenommen der 
erzwungene Oral- und Analverkehr. Ebenfalls ist der 
minder schwere Fall und das Tatbestandsmerkmal 
außerehelich zu streichen. Die Begründung ergibt 
sich aus unseren obigen Ausführungen zu § 177 
StGB. 

Die Klassifizierung von erzwungenem Oral- und 
Analverkehr als sexuelle Nötigung und die Kon­
struktion des minder schweren Falls haben in der 
Praxis zur Folge, daß häufig die Hauptverhandlung 
vor dem Amtsgericht stattfindet, das nur Freiheits­
strafen bis zu drei Jahren aussprechen kann ( § 24 
Abs. 2 GVG). Für die betroffenen Frauen bedeutet 
das, daß sie über einen Zeitraum von mehreren J ah­
ren mit mehreren Verhandlungen rechnen müssen, 
da in diesen Fällen gegen das Urteil Berufung und 
gegen das folgende Urteil Revision eingelegt werden 
kann. Gegen ein erstinstanzliches Urteil des Land­
gerichts ist dagegen nur Revision möglich. Um den 
Frauen unnötige Belastungen zu ersparen, schlagen 
wir daher vor, die Hauptverhandlung in erster In­
stanz vor dem Landgericht zu führen. 

Kritik des Gewaltbegriffes 

Eine besondere Problematik weist - darauf sind 
wir bei jeder Prozeßbeobachtung gestoßen - der Ge­
waltbegriff bei Vergewaltigung auf. Ich gehe hier 
kurz darauf ein. Die Juristen halten entgegen den 
allgemeinen Tendenzen zur Auflösung des Gewalt­
begriffs bei Vergewaltigung am Merkmal der physi­
schen Kraftentfaltung fest. Noch immer gilt bei Ver­
gewaltigung, daß überwiegend nur diejenige Gewalt 
als tatbestandsmäßig gilt, die dazu führt, einen er­
heblichen Widerstand der Frau zu überwinden. Von 
der Frau wird in der Regel erheblicher körperlicher 
Widerstand erwartet, damit die Gewalttätigkeit des 
Mannes als Gewalt qualifiziert werden kann. 

Das bedeutet, daß ein deutliches Nein einer Frau 
unter Umständen nicht als Gegenwehr anerkannt 
wird, daß selbst körperlicher Widerstand von Frauen 
als nicht ausreichende Gegenwehr bezeichnet wird. 
Dem Vergewaltiger wird in diesen Fällen zugute ge­
halten, daß er die Gegenwehr der Frau als ein sich 
zieren mißdeuten durfte. Auch daran zeigt sich die 
Parteilichkeit der Rechtsprechung, zumal bei einer 

7 Alisa Schapira, Die Rechtsprechung zur Vergewaltigung, 
in: Kritischcjustiz,Jg.10, 1977 
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derartigen Bewertung die normale Sozialisation von 
Frauen völlig außer Acht gelassen wird. 

Wir fordern daher, daß körperlicher Widerstand 
von Frauen nicht länger eine Voraussetzung für die 
Strafbarkeit von Vergewaltigung sein darf. 

Zur prozessualen Situation 

Im folgenden gehe ich näher auf die Situation 
von vergewaltigten Frauen während der Hauptver­
handlung ein. Das Besondere ihrer Situation ist 
darin zu sehen, daß das Verhalten der Frau vor, 
während und nach der Tat Gegenstand der Beweis­
erhebung ist und daß im Rahmen der Beweiserhe­
bung ihr „Tatbeitrag" miterörtert wird. Dadurch 
unterscheidet sich ihre Lage von der anderer Ge­
schädigter. 

Nun zeigt sich, daß die strafprozessualen Normen 
die vergewaltigte Frau in der Regel lediglich in der 
Rolle äer Zeugin sehen. Ihre verfahrensrechtliche 
Stellung ist denkbar schwach. Sie hat nicht die glei­
chen Möglichkeiten wie der Angeklagte. 

Das führt für die betroffenen Frauen zu extremen 
Belastungen und Schwierigkeiten. Sie müssen sich 
gefallen lassen, daß ihre Aussagen angezweifelt und 
unter Umständen als falsch hingestellt werden. Dies 
ist eine Grundtendenz der Verteidigungsstrategien, 
wenn der Angeklagte die Tat bestreitet. In diesen 
Fällen suchen Verteidiger im Verhalten der Frau, in 
ihrer Biographie, momentanen Lebenssituation usw. 
nach Anhaltspunkten, die gegen die Aussage der 
Frau verwandt werden können. Das gilt besonders 
dann, wenn der Angeklagte die Vergewaltigung als 
freiwilligen Geschlechtsverkehr hinstellt. Zu dieser 
Verteidigungsmöglichkeit greifen Angeklagte beson­
ders häufig, wenn sie die Frau kennen, bzw. vor der 
Tat kennengelernt haben. 

Um die Frau nicht zusätzlich zu belasten und zu 
diskriminieren, sollte alles unternommen werden, 
um ihr die gleichen Rechte einzuräumen wie dem 
Angeklagten. Sie sollte sowohl vor Angriffen auf die 
persönliche Integrität in Schutz genommen werden, 
als auch das Recht haben, gestaltend in das Verfah­
ren einzugreifen, indem sie eine anwaltliche Vertre­
tung erhält. 

In diesem Zusammenhang bietet sich das Insti­
tut der Nebenklage an. Die Nebenklage sollte von 
allen Beschränkungen befreit werden. Vergewalti­
gung ist z.Z. grundsätzlich nicht nebenklagefähig. 
Folglich kann die vergewaltigte Frau als Nebenklä­
gerin nur zugelassen werden über den Umweg ver­
schiedener Delikte ( wie Körperverletzung, Freiheits­
beraubung, Beleidigung u.a.). Der Strafantrag muß 
innerhalb von drei Monaten nach der Tat gestellt 
sein (§ 395 StPO in Verbindung mit § 374 StPO). 

Damit sind zwei Bedingungen genannt, die eine 
juristische Vertretung von Frauen vor Gericht ver­
hindern können. Wir haben die Erfahrung gemacht, 
daß viele Frauen über die Strafantragstellung nicht 
informiert sind bzw. von der Polizei auch nicht in­
formiert werden. 

Um allen Frauen eine juristische Vertretung 
während der Gerichtsverhandlung zu ermöglichen, 
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